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1.
Annahme der Tagesordnung
13869/09 OJ CONS 49 TRANS 359 TELECOM 195 ENER 315
Der Rat nahm die oben genannte Tagesordnung an und strich auf Wunsch der Kommission den unter "Sonstiges" aufgeführten Punkt "Sachstand in Bezug auf den Verkehrsbereich in der gegenwärtigen wirtschaftlichen Situation" aus der Tagesordnung.
2.
Annahme der Liste der A-Punkte
13995/09 PTS A 41

+ ADD 1
Der Rat nahm die in Dokument 13995/09 + ADD 1 enthaltene Liste der A-Punkte an.
Die britische Delegation enthielt sich bei der Abstimmung über die Punkte 24, 33 und 34 der Stimme.
Nähere Angaben zu Punkt 24 sind in Addendum 1 enthalten.

Die Dokumentenangaben zu Punkt 26 müssen wie folgt lauten:

Punkt 26:
13957/09 EG 6 AGRI 406 PECHE 254



11172/09 EG 4 AGRI 274 PECHE 163




+ COR 1




+ REV 1 (mt)
INTERMODALER VERKEHR UND VERNETZUNG
3.
Mitteilung der Kommission – Eine nachhaltige Zukunft für den Verkehr: Wege zu einem integrierten, technologieorientierten und nutzerfreundlichen System
–
Orientierungsaussprache
(öffentliche Aussprache gemäß Artikel 8 Absatz 3 der Geschäftsordnung des Rates, auf Vorschlag des Vorsitzes)
11294/09 TRANS 257 AVIATION 96 MAR 96 ENV 457 ENER 234 IND 76
13310/09 TRANS 334 MAR 120 AVIATION 133 ENV 577 ENER 297 IND 113
14075/09 TRANS 373 MAR 136 AVIATION 156 ENV 634 ENER 320 IND 121
Der Rat führte eine Orientierungsaussprache auf der Grundlage der vier Fragen im Bericht an den Rat (Dok. 13310/09). 

Der Rat kam überein, die in der Anlage wiedergegebene gemeinsame Erklärung der Visegrad-Länder (Tschechische Republik, Ungarn, Polen und Slowakische Republik) in das Protokoll der Ratstagung aufzunehmen. 
4.
Westliche Balkanstaaten
Entwurf eines Beschlusses des Rates über zusätzliche Verhandlungsrichtlinien im Rahmen der Aushandlung des Vertrags zur Errichtung einer Verkehrsgemeinschaft zwischen der Europäischen Gemeinschaft und Albanien, Bosnien und Herzegowina, Kroatien, der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien, Montenegro und Serbien sowie Kosovo im Sinne der Resolution 1244(1999) des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen
–
Annahme
13883/09 TRANS 361 COWEB 200 ALB 9 BIH 25 ELARG 72 RESTREINT EU
Der Rat nahm – bei Stimmenthaltung Österreichs, Griechenlands und Rumäniens – den in Dokument 14352/09 enthaltenen Beschluss über zusätzliche Verhandlungsrichtlinien im Rah​men der Aushandlung des Vertrags zur Errichtung einer Verkehrsgemeinschaft zwischen der Europäischen Gemeinschaft und Partnerländern des Westlichen Balkans an 
Der Rat vereinbarte, die in der Anlage wiedergegebenen Erklärungen des Rates, des Vorsit​zes, Österreichs, Zyperns, Griechenlands, Italiens, Rumäniens, der Slowakei, Spaniens und des Vereinigten Königreichs in dieses Protokoll aufzunehmen.
SEEVERKEHR
5.
Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über die Fahrgastrechte im See- und Binnenschiffsverkehr und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 über die Zusammenarbeit zwischen den für die Durchsetzung der Verbraucherschutzgesetze zuständigen nationalen Behörden
–
Politische Einigung
(öffentliche Beratung gemäß Artikel 8 Absatz 1 Buchstabe b der Geschäftsordnung des Rates)
11990/08 MAR 109 TRANS 466 CODEC 995
13874/09 MAR 132 TRANS 360 CODEC 1145
Der Rat erzielte eine politische Einigung über den Wortlaut des Verordnungsentwurfs in der Fassung des Dokuments 14354/09 und vereinbarte, die in der Anlage wiedergegebene Erklärung Griechenlands in dieses Protokoll aufzunehmen.
6.
Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über Melde​formalitäten für Schiffe beim Einlaufen in oder Auslaufen aus Häfen der Mitglied​staaten der Gemeinschaft und zur Aufhebung der Richtlinie 2002/6/EG
–
Sachstandsbericht
(öffentliche Beratung gemäß Artikel 8 Absatz 1 Buchstabe c der Geschäftsordnung des Rates)
5789/09 MAR 8 CODEC 86
13590/09 MAR 126 CODEC 1114
+ COR 1
+ COR 2
Der Rat nahm den in Dokument 13590/09 enthaltenen Sachstandsbericht zur Kenntnis und führte einen Gedankenaustausch auf dessen Grundlage.
LUFTVERKEHR
7.
Entwurf eines Beschlusses des Rates und der im Rat vereinigten Vertreter der Regierun​gen der Mitgliedstaaten der Europäischen Union
über die Unterzeichnung und die vorläufige Anwendung des Luftverkehrsabkommens zwischen den Vereinigten Staaten von Amerika als erste Partei, der Europäischen Gemein​schaft und ihren Mitgliedstaaten als zweite Partei, Island als dritte Partei und dem Königreich Norwegen als vierte Partei und
über die Unterzeichnung und vorläufige Anwendung des Zusatzabkommens zwischen der Europäischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten als erste Partei, Island als zweite Partei und dem Königreich Norwegen als dritte Partei betreffend die Anwendung des Luftverkehrsabkommens zwischen den Vereinigten Staaten von Amerika als erste Partei, der Europäischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten als zweite Partei, Island als dritte Partei und dem Königreich Norwegen als vierte Partei
–
Politische Stellungnahme
10118/09 AVIATION 86 ISL 1 N 5 USA 37 RELEX 484
13861/09 AVIATION 152 ISL 8 N 13 USA 82 RELEX 847
Der Rat einigte sich auf eine politische Stellungnahme zu dem Entwurf eines Beschlusses und zu dem Abkommen. Er vereinbarte, die in der Anlage wiedergegebenen Erklärungen Öster​reichs, Finnlands, Griechenlands, Portugals und Rumäniens in dieses Protokoll aufzunehmen.
8.
Entwurf eines Beschlusses des Rates zur Ermächtigung der Kommission, ein bilaterales Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und Brasilien im Bereich der Luftverkehrssicherheit auszuhandeln
–
Annahme
12580/09 AVIATION 116 RELEX 727 AMLAT 81
13850/09 AVIATION 150 AMLAT 102 RELEX 845
RESTREINT EU
Der Rat nahm einstimmig den in Dokument 13850/09 wiedergegebenen Beschluss an, mit dem die Kommission ermächtigt wird, ein bilaterales Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und Brasilien im Bereich der Luftverkehrssicherheit auszuhandeln. Der Rat vereinbarte, die in der Anlage wiedergegebene Erklärung der Kommission in dieses Protokoll aufzunehmen.
9.
Entwurf eines Beschlusses des Rates zur Ermächtigung der Kommission, Verhandlun​gen über eine Kooperationsvereinbarung im Bereich der Forschung und Entwicklung für die Zivilluftfahrt mit der Federal Aviation Administration der Vereinigten Staaten von Amerika aufzunehmen
–
Annahme
10864/09 AVIATION 94 RELEX 558 USA 40
RESTREINT EU
13851/09 AVIATION 151 USA 81 RELEX 846
RESTREINT EU
Der Rat nahm einstimmig den in Dokument 13851/09 wiedergegebenen Beschluss an, mit dem die Kommission ermächtigt wird, Verhandlungen über eine Kooperationsvereinbarung im Bereich der Forschung und Entwicklung für die Zivilluftfahrt mit der Federal Aviation Administration der Vereinigten Staaten von Amerika aufzunehmen Der Rat vereinbarte, die in der Anlage wiedergegebene Erklärung der Kommission in dieses Protokoll aufzunehmen.
10.
Sonstiges
a)
Verbot von Flüssigkeiten an Bord von Luftfahrzeugen – mögliche nächste Schritte
–
Informationen der Kommission

13974/09 AVIATION 154
Der Rat nahm Kenntnis von den Informationen der Kommission betreffend das Verbot von Flüssigkeiten an Bord von Luftfahrzeugen und mögliche nächste Schritte.
b)
Die "TEN-V-Tage 2009": Die Zukunft des transeuropäischen Verkehrsnetzes – Brücken zwischen Europa und seinen Nachbarn schlagen (Neapel, 21./22. Oktober 2009)
–
Informationen der Kommission und der italienischen Delegation

13724/09 TRANS 353 ECOFIN 593 ENV 605 RECH 292

14010/09 TRANS 369 ECOFIN 606 ENV 627 RECH 306


Der Rat nahm Kenntnis von den Informationen der Kommission und der italienischen Delegation zu der am 21./22. Oktober 2009 in Neapel stattfindenden Konferenz :
"TEN-V-Tage 2009": Die Zukunft des transeuropäischen Verkehrsnetzes".
c)
Fortschritte bei dem bevorstehenden ASEM-Treffen der Verkehrsminister (Vilnius, 19./20. Oktober 2009)
–
Informationen der litauischen Delegation

13887/09 TRANS 362 ASEM 2
Der Rat nahm Kenntnis von den Informationen des litauischen Ministers über die Orga​nisation des ersten ASEM-Treffens der Verkehrsminister in Vilnius am 19./20. Oktober 2009.
d)
EGNOS und Galileo
–
Informationen der Kommission

14126/09 TRANS 375 MAR 139 AVIATION 160 RECH 309



CAB 45 FIN 348
Der Rat nahm Kenntnis von den Informationen der Kommission zum Stand des Pro​gramms Galileo sowie von den Ideen, der Perspektive und der Vision der Kommission im Hinblick auf weitere Entwicklungen und die Umsetzung des Programms.
________________

ANLAGE
ERKLÄRUNGEN FÜR DAS RATSPROTOKOLL
zu Punkt 3:
Mitteilung der Kommission – Eine nachhaltige Zukunft für den Verkehr: Wege zu einem integrierten, technologieorientierten und nutzerfreundlichen System
ERKLÄRUNG DER TSCHECHISCHEN REPUBLIK, UNGARNS, POLENS UND DER SLOWAKEI
"Die Visegrad-Länder begrüßen den durch die Europäische Kommission, die öffentliche Konsulta​tion und die anstehende Orientierungsaussprache des Rates über die Mitteilung "Eine nachhaltige Zukunft für den Verkehr: Wege zu einem integrierten, technologieorientierten und nutzerfreund​lichen System" eingeleiteten Reflexionsprozess über die möglichen Optionen für die künftige euro​päische Verkehrspolitik. Die Aussprache über diese Mitteilung bietet den Mitgliedstaaten eine günstige Gelegenheit, ihre Beiträge zur Ausarbeitung der künftigen europäischen Verkehrspolitik vorzulegen.
Aus der Sicht der Visegrad-Länder sollten die folgenden Themen im Vordergrund stehen:
1.
Der derzeitige wirtschaftliche Abschwung hat schwerwiegende Auswirkungen auf den Ver​kehrs​sektor, und zum gegenwärtigen Zeitpunkt sind weder die Dauer noch die Tragweite dieser Rezession abzusehen. Die Kommission sollte daher bei der Ausarbeitung des neuen Weißbuchs über die europäische Verkehrspolitik die Auswirkungen der derzeitigen Wirtschaftskrise auf den Verkehrssektor berücksichtigen. Vor diesem Hintergrund sollte die künftige Verkehrs​poli​tik nach Maßgabe der möglichen Szenarien einer wirtschaftlichen Erholung skizziert werden.
2.
Prognosen, die sich ausschließlich auf langfristige Tendenzen und Aufgabenstellungen stützen, sind für die Konzipierung der neuen EU-Verkehrspolitik weder angemessen noch ausreichend. Die Kommission sollte daher die Ergebnisse der bisherigen Verkehrspolitik eingehender analy​sieren und die Entwicklung in den Regionen einer differenzierteren Bewertung unterziehen.
3.
In einigen Regionen, insbesondere in den neuen Mitgliedstaaten, ist noch kein hoher Mobili​täts​grad erreicht worden. Zurückzuführen ist dies vor allem auf die geringere Qualität der Verkehrsinfrastruktur, unzureichende Finanzmittel für die Wartung und Instandsetzung dieser Infrastruktur, die Überalterung der Fahrzeugflotte und unangemessene Rahmenbedingungen für die Nutzung neuer Technologien. Die Visegrad-Länder sind daher der Überzeugung, dass die künftigen verkehrspolitischen Maßnahmen der EU auf die unterschiedlichen Bedürfnisse und Gegebenheiten der Mitgliedstaaten abgestimmt werden sollten, als da sind die geografische Lage, die wirtschaftliche Entwicklung und der Stand der Infrastruktur.
4.
Die Visegrad-Länder möchten betonen, dass alle neuen im Rahmen der europäischen Verkehrs​politik ergriffenen Maßnahmen mit dem Grundsatz der "besseren Rechtsetzung" im Einklang stehen und der Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Verkehrsindustrie Rechnung tragen sollten.
5.
Die Visegrad-Länder sind der Auffassung, dass nicht nur die Modernisierung, sondern auch der Aufbau der Verkehrsinfrastruktur ein wichtiges Anliegen ist. Dies gilt insbesondere für die neuen Mitgliedstaaten, deren Potenzial, was die Verkehrsinfrastruktur und die Wirtschaft anbe​langt, bei der Planung und Entwicklung der europäischen Verkehrsinfrastruktur berücksichtigt werden sollte. Der Aufbau neuer Infrastrukturen sollte auch als ein Impuls für die Wiederbele​bung der europäischen Wirtschaft verstanden werden.
Der Schwerpunkt des Weißbuchs über die europäische Verkehrspolitik sollte daher nicht nur auf einer besseren Integration der verschiedenen Verkehrsträger liegen, sondern auch auf der Beseitigung von Lücken und fehlenden Bindegliedern zwischen Infrastrukturnetzen unter​schied​​licher Entwicklungsstufen. Die Schaffung eines einheitlichen Verkehrssystems im Inte​resse eines reibungslosen Funktionierens des Binnenmarktes sollte ein vorrangiges Ziel der Politik der transeuropäischen Verkehrsnetze (TEN-V) bleiben. Die Kommission wird ersucht, auf Gemeinschaftsebene für angemessene Finanzierungsmaßnahmen im Hinblick auf die Verwirklichung dieses Ziels zu sorgen. 

6.
Im Zusammenhang mit der geplanten Überarbeitung der TEN-V-Politik möchten die Visegrad-Länder betonen, dass die Einführung des Konzepts des Kernnetzes nicht zu einer Reduzierung der aus Gemeinschaftsmitteln kofinanzierten transeuropäischen Verkehrsnetze führen darf. Wenn dieses Konzept eingeführt wird, muss sichergestellt werden, dass die neuen EU-Mit​gliedstaaten auch dann auf die Mittel der Gemeinschaftsfonds (TEN-V-Fonds, Kohäsionsfonds und Strukturfonds) zugreifen können, wenn es um Infrastrukturprojekte geht, die nicht Teil des Kernnetzes, sondern des Gesamtnetzes sind. Investitionen in diese Netze sind von grund​legen​der Bedeutung, da sie eine wichtige Rolle dabei spielen, verschiedene Regionen miteinander zu verbinden.
7.
Hinsichtlich der Finanzierungsinstrumente sind die Visegrad-Länder der Auffassung, dass die Selbstfinanzierung nur schrittweise eingeführt werden sollte. Die Kommission wird ersucht, für den Finanzierungszeitraum 20142020 weiterhin die EU-Instrumente für die Infrastruktur​ent​wick​lung, wie den Kohäsionsfonds, die Strukturfonds und den TEN-V-Fonds, einzusetzen. Im Rahmen der Finanzierungsstrategie für das Verkehrssystem sollten wirtschaftlichen Nachhal​tig​keit und Rentabilität gebührend berücksichtigt werden.
Im Fall der Länder mit weniger entwickelten Infrastrukturen sollte die Finanzierung der Ver​bes​serung, Modernisierung und Erweiterung des Verkehrssystems, einschließlich der Infra​strukturen, in erster Linie aus Gemeinschaftsmitteln, wie den Strukturfonds, dem Kohäsions​fonds und dem TEN-V-Fonds, erfolgen. Die potentiellen neuen Einnahmen aus der schritt​wie​sen Internalisierung externer Kosten bei allen Verkehrsträgern und der schrittweisen Einfüh​rung "intelligenter" Preisbildungssysteme unter Zugrundelegung des Nutzer-/Verursacher​prin​zips sollte lediglich als zusätzliche Finanzierungsquelle angesehen werden, die vorwiegend für die Instandsetzung und Wartung von Verkehrsinfrastrukturen genutzt wird.
8.
Die Visegrad-Länder sind sich der Bedeutung der externen Dimension der europäischen Ver​kehrspolitik in vollem Umfang bewusst. Die von der Kommission vertretene Vision einer enge​ren wirtschaftlichen Integration mit den Nachbarregionen findet daher allgemeine Unterstüt​zung. Diesbezüglich sollte besonderes Augenmerk auf den Ausbau der Nord-Süd- sowie der West-Ost-Verbindungen und der Einbindung der östlichen Länder in die wichtigsten Verkehrs​netze der Europäischen Union gelegt werden sowie auf den Ausbau der betreffenden Straßen- und Schienennetze, um die wirtschaftliche Anbindung an Osteuropa zu verbessern. Die externe Dimension der europäischen Verkehrspolitik sollte jedoch auch den Initiativen in Mittel-/Ost​europa Rechnung tragen.
9.
Die Visegrad-Länder stimmen mit der Kommission darin überein, dass moderne Technologien bei der Bewältigung der Herausforderungen im Verkehrsbereich durchaus eine wichtige Rolle spielen können. Die Visegrad-Länder möchten jedoch auch darauf hinweisen, dass dringend ein geeigneter EU-Finanzrahmen geschaffen werden muss, der es ermöglicht, bestehende und künf​tige intelligente Verkehrssysteme aus EU-Mitteln angemessen zu finanzieren. Es liegt auf der Hand, dass ohne eine andäquate finanzielle Unterstützung seitens der EU das bestehende technologische Gefälle zwischen einzelnen Mitgliedstaaten nicht beseitigt werden kann.
10.
Was das politische Ziel eines sicheren und qualitativ hochwertigen Verkehrs betrifft, so teilen die Visegrad-Länder die Auffassung, dass die Straßenverkehrssicherheit weiterhin Vorrang hat, und sie erwarten mit Interesse die Mitteilung der Kommission über den neuen Aktionsplan für die Straßenverkehrssicherheit für den Zeitraum 2011-2020.
Die Visegrad-Länder konzentrieren sich in ihrer gemeinsamen Erklärung auf die Themen, auf die sie den größten Wert legen. Ihr Dank gilt der Kommission für die Vorlage ihrer Mitteilung sowie dem Vorsitz für die Ausarbeitung von Fragen zur Strukturierung der Orientierungsaussprache auf der Ratstagung. Sie sind der festen Überzeugung, dass der Meinungsaustausch zwischen den Mit​gliedstaaten dazu beitragen wird, einen ausgewogenen Ansatz zur Bewältigung unserer gemeinsa​men Herausforderungen herauszuarbeiten.
_____________

zu Punkt 4:
Westliche Balkanstaaten
Entwurf eines Beschlusses des Rates über zusätzliche Verhandlungsricht​linien im Rahmen der Aushandlung des Vertrags zur Errichtung einer Ver​kehrsgemeinschaft zwischen der Europäischen Gemeinschaft und Albanien, Bosnien und Herzegowina, Kroatien, der ehemaligen jugoslawischen Repu​blik Mazedonien, Montenegro und Serbien sowie Kosovo im Sinne der Reso​lution 1244 (1999) des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen
ERKLÄRUNG DES RATES
"Der Rat unterstreicht, dass weder diese Verhandlungsrichtlinien noch der spätere Vertrag einen Präzedenzfall in Bezug auf Marktintegration zwischen der Europäischen Gemeinschaft und anderen Drittländern darstellen."
ERKLÄRUNG DES VORSITZES
"Was die Bezugnahme auf Artikel 71 als Rechtsgrundlage im Beschluss des Rates über die zusätz​lichen Verhandlungsrichtlinien betrifft, so liegt es auf der Hand, dass die Auslegung des Urteils des Gerichtshofs vom 7. Oktober 2009 in der Rechtssache C-370/07 von den Rechtssachverständigen ausführlich erörtert werden muss, um zu ermitteln, ob und wie sie Beschlüsse wie den heutigen Beschluss berührt.

Daher erfolgt die Bezugnahme auf Artikel 71 im Beschluss des Rates unbeschadet des Ergebnisses dieser Erörterungen und greift diesem in keiner Weise vor."

ERKLÄRUNG ÖSTERREICHS
"In Kapitel 1 der zusätzlichen Verhandlungsrichtlinien ist vorgesehen, dass "eine fahrtbezogene Genehmigung ein Unternehmen, das in einem der Partnerländer des westlichen Balkans nieder​gelassen ist, zu einer (Hin- und Rück-) Fahrt in einen Mitgliedstaat berechtigt, um aus​schließlich in diesem Mitglied​staat zu entladen und eventuell zu beladen". 
In dieser Hinsicht vertritt Österreich die Ansicht, dass eine fahrtbezogene Genehmigung ihre Gül​tigkeit verlieren würde, wenn in einem anderen Mitgliedstaat als dem Bestimmungsmitgliedstaat beladen würde."

ERKLÄRUNG ZYPERNS

"Wie sie bereits zuvor erklärt hat, teilt die Regierung der Republik Zypern im Einklang mit ihrer Politik, die europäische Perspektive der westlichen Balkanstaaten zu unterstützen, die Auffassung, dass eine koordinierte Entwicklung des Verkehrssektors diesbezüglich einer der entscheidenden Fak​toren ist, dem darüber hinaus eine ganz wesentliche Bedeutung für die soziale und wirtschaft​liche Entwick​lung der Region zukommt, und hat darum zugestimmt, dass die Kommission ermäch​tigt wird, im Namen der Europäischen Gemeinschaft Verhandlungen über einen Vertrag zur Errich​tung einer Verkehrsgemeinschaft aufzunehmen.

Aus denselben Erwägungen kann die Regierung der Republik Zypern den zusätzlichen Verhand​lungsrichtlinien im Rahmen der Aushandlung des Vertrags zur Errichtung einer Verkehrsgemein​schaft zwischen der Europäischen Gemeinschaft und Albanien, Bosnien und Herzegowina, Kroa​tien, der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien, Montenegro und Serbien sowie Kosovo im Sinne der Resolution 1244/99 des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen zustimmen. 

Die Regierung der Republik Zypern betont in diesem Zusammenhang erneut, dass ihre Zustimmung zur Annahme des obengenannten Ratsbeschlusses unbeschadet ihrer gemäß den nationalen Gepflo​genheiten und dem Völkerrecht getroffenen Entscheidung erfolgt, die einseitige Unabhängigkeits​erklärung der Region Kosovo nicht anzuerkennen, und in keiner Weise impliziert, dass sie außer der Übergangsverwaltungsmission der Vereinten Nationen im Kosovo (UNMIK) eine andere Partei anerkennt, die im Namen der Region Kosovo im Sinne der Resolution 1244 des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen vom 10. Juni 1999 die Verhandlungen führt."

ERKLÄRUNG GRIECHENLANDS

"Griechenland befürwortet entschieden die europäische Perspektive der westlichen Balkanstaaten und spricht sich grundsätzlich für den Vertrag zur Errichtung einer Verkehrsgemeinschaft aus, der Gegenstand der Verhandlungen ist.

Griechenland kann die derzeitigen zusätzlichen Verhandlungsrichtlinien jedoch wegen Artikel 1 nicht unterstützen, dem zufolge Verkehrsunternehmen Fahrten durchführen dürfen, die in einem anderen Partnerland des westlichen Balkans oder in einem anderen EU-Mitgliedstaat enden als dem, in dem sie ursprünglich begonnen haben. In diesem Zusammenhang geht Griechenland davon aus, dass der Begriff "Rückfahrt" sich auf eine Fahrt auf der kürzestmöglichen Strecke zurück zum Herkunftsort bezieht. Daher wird sich Griechenland bei der Abstimmung über den Entwurf eines Beschlusses des Rates über zusätzliche Verhandlungs​richtlinien im Rahmen der Aushandlung des Vertrags zur Errichtung einer Verkehrsgemeinschaft zwischen der Europäischen Gemeinschaft und Albanien, Bosnien und Herzegowina, Kroatien, der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedo​nien, Mon​tenegro und Serbien sowie Kosovo im Sinne der Resolution 1244/99 des Sicherheitsrats der Ver​einten Nationen der Stimme enthalten.

Unter Hinweis auf den völkerrechtlichen Grundsatz, dass die Staaten das Recht haben, über ihre Beziehungen zum Kosovo zu entscheiden, der auch in den Schlussfolgerungen des Rates (Allge​meine Angelegenheiten und Außenbeziehungen) vom 18. Februar 2008 bekräftigt wurde, in denen zur Kenntnis genommen wurde, dass die Mitgliedstaaten im Einklang mit ihren nationalen Gepflo​genheiten und dem Völkerrecht über ihre Beziehungen zum Kosovo beschließen werden, erklärt Griechen​land, dass der vorgenannte Beschluss des Rates in keiner Weise eine Anerkennung des Kosovo als unabhängigen souveränen Staat beinhaltet."
ERKLÄRUNG ITALIENS

"Italien unterstützt zwar die Erklärung einer europäischen Perspektive der westlichen Balkan​staa​ten, weist jedoch darauf hin, dass im Bereich des Straßenverkehrs nach wie vor (auch mittel- und langfristig) erhebliche Schwierigkeiten bei der Harmonisierung mit den Märkten der Gemein​schafts​länder bestehen, die eher auf die unstrittigen erheblichen Auswirkungen der niedrigen Dienst​leistungspreise als auf die gebotene Qualität zurückzuführen sind.

Außerdem ist darauf hinzuweisen, dass die – auch teilweise – Öffnung der Märkte der Union ohne eine effektive Harmonisierung der Bedingungen sich entsprechend der größeren oder geringeren geografischen Entfernung von den Balkanländern und der Größe dieser Märkte unterschiedlich auf die jeweiligen Märkte der einzelnen Gemeinschaftsstaaten auswirken wird. Insbesondere wird der italienische Straßenverkehrsmarkt, der – sei es aufgrund der derzeitigen Wirtschaftskrise, sei es auf​grund der der Sparte eigenen Struktur – bereits ein Überangebot aufweist, wegen seiner unmittel​baren Nachbarschaft mit Sicherheit schwerwiegendere Auswirkungen im Sinne einer Verschärfung des Wettbewerbs und Gefahren für die wirtschaftlich-finanzielle Stabilität der nationalen Verkehrs​unternehmen zu gewärtigen haben.

Außerdem würde sich eine übermäßige Zunahme der Beförderungsmöglichkeiten für die Straßen​verkehrsunternehmer aus den Balkanstaaten auf die italienische Infrastruktur und das italienische Hoheitsgebiet auswirken und hätte negative Folgen und Auswirkungen auf die beruflichen Chancen der betreffenden italienischen Verkehrsunternehmer, denen Verkehrsanteile entzogen würden.

Was den Wortlaut des Vorschlags anbelangt, so bleiben trotz der Übernahme einiger Abände​rungen verschiedene Fragen ungeklärt. Diesbezüglich möchte Italien betonen, dass die den Balkan​staaten erteilte gemeinschaftliche Fahrtgenehmigung ausschließlich für ein einziges Bestimmungs​land in der Europäischen Union für die Hin- und Rückfahrt im Rahmen derselben Fahrt, ohne Mög​lichkeit der Wiederverwendung, benutzt werden kann. Außerdem weist Italien darauf hin, dass die Gesamt​auswirkungen der Vertragsbestimmungen auf den italienischen Straßenverkehrssektor sich nicht auf die Folgen beschränken werden, die mit dem den Partnerstaaten des westlichen Balkans eingeräum​ten Genehmigungskontingent im Zusammenhang stehen."

ERKLÄRUNG RUMÄNIENS

"Rumänien bekräftigt seine Zustimmung zu allen Schritten und Maßnahmen der Europäischen Union, die darauf abzielen, die westlichen Balkanstaaten bei der Integration ihres Verkehrs​marktes in den gemeinschaftlichen Markt zu unterstützen. Auf der Tagung des Rates (Verkehr, Telekommu​nikation und Energie) vom 12./13. Juni 2008 in Luxemburg hat sich Rumänien bei der Abstimmung über den Beschluss zur Ermächtigung der Kommission, im Namen der Europäischen Gemeinschaft Verhandlungen über den Abschluss eines Vertrages zur Errichtung einer Verkehrsgemein​schaft in den westlichen Balkanstaaten aufzunehmen, der Stimme enthalten und eine Erklärung abgegeben, der zufolge der Verweis auf die Provinz Kosovo in dem Dokument nicht gleichbedeutend mit der Anerken​nung des Kosovo als unabhängiger und souveräner Staat ist.

Hinsichtlich der zusätzlichen Verhandlungsrichtlinien, die der Rat im Rahmen der Verhandlungen über die Verkehrsgemeinschaft annehmen muss, enthält sich Rumänien der Stimme und weist erneut darauf hin, dass die Tatsache, dass es den Verweis auf die Provinz Kosovo mit der Formulie​rung "Kosovo im Sinne der Resolution 1244(1999) des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen" akzeptiert hat, nicht gleichbedeutend mit der Anerken​nung des Kosovo als Staat ist und seine Ent​scheidung unberührt lässt, die einseitige Unabhängigkeitserklärung der provisorischen Selbstver​waltungsinstitutionen der genannten Provinz nicht anzuerkennen.
Nach dem Dafürhalten Rumäniens ist die UNMIK die einzige Behörde, die die Provinz Kosovo auf der Grundlage der Resolution 1244(1999) des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen vertritt."
ERKLÄRUNG DER SLOWAKEI

"Die Slowakische Republik erinnert an ihre Erklärung in der Anlage zu dem Ratsdoku​ment 10259/08 RESTREINT, das der Rat der Europäischen Union am 12. Juni 2008 gebilligt hat. Der Rat hat damals einen Beschluss angenommen, mit dem die Kommission ermächtigt wird, im Namen der Europäischen Gemeinschaft mit Albanien, Bosnien und Herzegowina, Kroatien, der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien, Montenegro und Serbien sowie Kosovo im Sinne der Resolution 1244(1999) des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen Verhandlungen über einen Vertrag zur Errichtung einer Verkehrsgemeinschaft aufzunehmen. 
Die Slowakische Republik unterstützt alle Maßnahmen der Europäischen Union, die auf die Unter​stützung der westlichen Balkanstaaten bei der Integration ihres Verkehrsmarkts in den gemein​schaft​lichen Markt gerichtet sind. In diesem Sinne unterstützt die Slowakische Republik die Annahme zusätzlicher Verhandlungsrichtlinien über den Straßenverkehr im Rahmen der durch den Beschluss des Rates der Europäischen Union vom 12. Juni 2008 angenommenen Verhandlungs​richtlinien.

Die Slowakische Republik erklärt jedoch hiermit, dass diese Unterstützung den Standpunkt der Slowakischen Republik zum Status des Kosovo im Sinne der Resolution 1244/99 des Sicher​heits​rats der Vereinten Nationen, über den im Einklang mit nationalen Gepflogenheiten und dem Völ​ker​recht beschlossen werden wird, unberührt lässt. Nach Auffassung der Slowakischen Repu​blik ist das einzige repräsentative Gremium der Kosovo-Region die Übergangsverwal​tungsmission der Vereinten Nationen im Kosovo (UNMIK) im Sinne der Resolution 1244/99 des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen."

ERKLÄRUNG SPANIENS

"Spanien akzeptiert den Verweis auf das Gebiet Kosovo im Titel und im Text dieses Rechtsakts als "Kosovo im Sinne der Resolution 1244(1999) des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen" mit der Maßgabe, dass die UNMIK das einzige Gremium ist, das bezüglich aller internationaler Angele​genheiten für das Kosovo zuständig ist.

Gemäß den Schlussfolgerungen des Rates (Allgemeine Angelegenheiten und Außenbeziehun​gen) vom 18. Februar 2008 erklärt Spanien, dass alle Bestimmungen dieses Rechtsakts und seine poten​ziellen Folgen keinen Einfluss auf die Position Spaniens bezüglich der einseitigen Unabhängig​keits​erklärung des Kosovo und deren Nichtanerkennung durch Spanien haben."

ERKLÄRUNG DES VEREINIGTEN KÖNIGREICHS

"Das Vereinigte Königreich begrüßt die Arbeiten des Vorsitzes und der Kommission an diesen zusätzlichen Verhandlungsrichtlinien für den Vertrag, der die Marktintegration zwischen den west​lichen Balkanstaaten und der EU erleichtern wird, die wiederum entscheidend für das Wirtschafts​wachstum in der Region ist und die Partnerländer des westlichen Balkans bei der Vorbereitung auf den späteren Beitritt unterstützen wird. 

Die Regelung des Marktzugangs und bestimmte Bereiche, in denen die Partnerländer des west​lichen Balkans nach Nummer 1 des Anhangs zu dem vorgeschlagenen zusätzlichen Verhandlungs​mandat Bedingungen erfüllen müssen, sind Bereiche geteilter Außenkompetenz; das Vereinigte Königreich weist daher darauf hin, dass die Erteilung eines Mandats für Verhandlungen mit den Partnerländern des westlichen Balkans über diese Bereiche die bestehende Aufteilung der Zustän​digkeiten zwischen der Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten unberührt lässt."

_____________

zu Punkt 5:
Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über die Fahrgastrechte im See- und Binnenschiffsverkehr und zur Ände​rung der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 über die Zusammenarbeit zwischen den für die Durchsetzung der Verbraucherschutzgesetze zustän​digen nationalen Behörden
ERKLÄRUNG GRIECHENLANDS
"Die Hellenische Republik unterstützt uneingeschränkt und vorbehaltlos die Ziele des Vorschlags für eine Verordnung über die Fahrgastrechte im See- und Binnenschiffsverkehr, der für ein Schiff​fahrtsland wie Griechenland von besonderer Bedeutung ist, insbesondere insofern als er die Rechte der großen Zahl jährlich beförderter Fahrgäste stärker und wirksamer schützt. 

Die Hellenische Republik legt jedoch Wert darauf zu erklären, dass sich der Verordnungsvorschlag ihres Erachtens durch mehr Ausgewogenheit zwischen den – in dem Vorschlag gut geschützten – Grundrechten der Fahrgäste und den berechtigten Interessen (vor allem) der (kleinen und mittleren) Beförderer von Reisenden auf See, auszeichnen müsste; den Beförderern werden in bestimmten Fällen (höhere Gewalt, außergewöhnliche Umstände), für die sie nicht verantwortlich sind, über​mäßige Kosten auferlegt.
Die Hellenische Republik ist insbesondere der Ansicht, dass zu den Ausnahmen in Artikel 20a (Dok. 13874/09), namentlich in Absatz 3, auch die Verpflichtung zur Gewährung von Unterkunft (Artikel 18 Absatz 2) im Falle außergewöhnlicher Umstände gehören muss, wie Such- und Ret​tungseinsätze, Verbringung von Kranken sowie Vorfälle in Bezug auf die Sicherheit des Schiffes und der Fahrgäste und die Deckung eines außergewöhnlichen Beförderungsbedarfs, die für das effiziente Funktionieren des sehr ausgedehnten griechischen Küstenschifffahrtnetzes sehr wichtig sind." 

_____________

zu Punkt 7:
Entwurf eines Beschlusses des Rates und der im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten der Europäischen Union
über die Unterzeichnung und die vorläufige Anwendung des Luftverkehrs​abkommens zwischen den Vereinigten Staaten von Amerika als erste Partei, der Europäischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten als zweite Partei, Island als dritte Partei und dem Königreich Norwegen als vierte Partei und
über die Unterzeichnung und vorläufige Anwendung des Zusatzabkommens zwischen der Europäischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten als erste Partei, Island als zweite Partei und dem Königreich Norwegen als dritte Par​tei betreffend die Anwendung des Luftverkehrsabkommens zwischen den Ver​einigten Staaten von Amerika als erste Partei, der Europäischen Gemein​schaft und ihren Mitgliedstaaten als zweite Partei, Island als dritte Partei und dem Königreich Norwegen als vierte Partei
ERKLÄRUNG ÖSTERREICHS
"Österreich erklärt, dass es eine vorläufige Anwendung der Abkommen nach Artikel 5 bzw. 8 ab dem Zeitpunkt vornehmen kann, zu dem es dem Generalsekretariat des Rates der Europäischen Union als dem Verwahrer der Abkommen den Abschluss seiner für das Inkrafttreten der Abkom​men erforderlichen innerstaatlichen Verfahren notifiziert hat."
ERKLÄRUNG FINNLANDS
"Finnland erklärt, dass es eine vorläufige Anwendung des 'Luftverkehrsabkommens zwischen den Vereinigten Staaten von Amerika als erste Partei, der Europäischen Gemeinschaft und ihren Mit​gliedstaaten als zweite Partei, Island als dritte Partei und dem Königreich Norwegen als vierte Partei' nach Artikel 5 erst ab dem Zeitpunkt vornehmen kann, zu dem es den Abschluss seiner für das Inkrafttreten dieses Abkommens erforderlichen innerstaatlichen Verfahren notifiziert hat.
Darüber hinaus erklärt Finnland, dass es die vorläufige Anwendung des 'Zusatzabkommens zwischen dem Königreich Norwegen als erste Partei, Island als zweite Partei und der Euro​päischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten als dritte Partei betreffend die Anwen​dung des Luftver​kehrs​abkommens zwischen den Vereinigten Staaten von Amerika als erste Partei, der Europäischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten als zweite Partei, Island als dritte Partei und dem König​reich Norwegen als vierte Partei' gemäß Artikel 8 erst ab dem Zeitpunkt vornehmen kann, zu dem es den Abschluss seiner für das Inkraft​treten dieses Zusatzabkommens erforderlichen innerstaat​lichen Verfahren notifiziert hat."
ERKLÄRUNG GRIECHENLANDS
"Die Hellenische Republik erklärt, dass sie eine Anwendung des Abkommens nach Arti​kel 5 erst ab dem Zeitpunkt vornehmen kann, zu dem sie der Europäischen Gemeinschaft als dem Verwahrer des Abkommens den Abschluss ihrer für das Inkrafttreten des Abkommens erforderlichen innerstaatlichen Verfahren notifiziert hat."
ERKLÄRUNG PORTUGALS
"Portugal erklärt für die Zwecke des Artikels 6, dass es das Abkommen anwenden wird, sobald dem Verwahrer der Abschluss der für das Inkrafttreten des Abkommens erforderlichen innerstaatlichen Verfahren notifiziert worden ist."
ERKLÄRUNG RUMÄNIENS
"Rumänien erklärt, dass es eine vorläufige Anwendung der Abkommen erst ab dem Zeitpunkt vor​neh​men kann, zu dem es dem Generalsekretariat des Rates der Europäischen Union als dem Ver​wah​rer der Abkommen den Abschluss seiner für das Inkrafttreten der Abkommen erforderlichen innerstaatlichen Verfahren notifiziert hat."
_____________

zu den Punkten 8 und 9:
Entwurf eines Beschlusses des Rates zur Ermächtigung der Kom​mission, ein bilaterales Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und Brasilien im Bereich der Luftverkehrs​sicher​heit auszuhandeln
Entwurf eines Beschlusses des Rates zur Ermächtigung der Kom​mission, Verhandlungen über eine Kooperationsvereinbarung im Bereich der Forschung und Entwicklung für die Zivilluftfahrt mit der Federal Aviation Administration der Vereinigten Staaten von Amerika aufzunehmen
ERKLÄRUNG DER KOMMISSION
"Die Kommission stellt fest, dass der Rat im Anhang zu seinem Beschluss detaillierte, restriktive und verbindliche Verfahrensbedingungen für die Ermächtigung zur Aufnahme der betreffenden Verhandlungen festgelegt hat.
Die Kommission ist der Auffassung, dass diese Maßnahme der Ausübung ihrer Verhandlungs​befug​nisse, wie sie in Artikel 300 Absatz 1 des EG-Vertrags garantiert sind, nur hinderlich sein kann.
In der Praxis dürfte dies sich so auswirken, dass diese Verfahren nicht nur einen erheblichen Ver​wal​tungsaufwand mit sich bringen, sondern auch den Erfolg und das Ergebnis der Verhandlungen beeinträchtigen.
Außerdem wird mit dieser Verfahrensweise von Artikel 300 Absatz 1 des Vertrags abgewichen, wonach die Verhandlungen über ein internationales Abkommen von der Kommission im Benehmen mit den zu ihrer Unterstützung bestellten besonderen Ausschüssen geführt werden. Mit der genann​ten Verfahrensweise wird das interinstitutionelle Gleichgewicht zwischen Rat und Kommission in Frage gestellt."
_____________

zu Punkt 9:
Entwurf eines Beschlusses des Rates zur Ermächtigung der Kommission, Verhandlungen über eine Kooperationsvereinbarung im Bereich der For​schung und Entwicklung für die Zivilluftfahrt mit der Federal Aviation Administration der Vereinigten Staaten von Amerika aufzunehmen
ERKLÄRUNG DER KOMMISSION
"Das dem Rat zur Billigung vorgelegte Verhandlungsmandat wird es der Kommission gestatten, Verhandlungen mit der FAA sowohl über den allgemeinen Rahmen der Vereinbarung als auch über deren erstes Ziel, nämlich die Zusammenarbeit in Bezug auf SESAR und NextGen, aufzunehmen.
Vor einer Ausdehnung der Verhandlungen auf andere Fragen der Forschung und Entwicklung für die Zivilluftfahrt, die – wie im Verhandlungsmandat vorgesehen – möglicherweise Gegenstand einer speziellen Vereinbarung sein werden, wird die Kommission die Mitgliedstaaten mit allen geeig​neten Mitteln konsultieren, d.h. über den zur Unterstützung der Kommission bei den Ver​handlungen eingesetzten Sonderausschuss, über den Ausschuss für den einheitlichen Luftraum, sofern die spezielle Frage in dessen Zuständigkeitsbereich fällt, oder über die Ratsarbeitsgruppe "Luftverkehr"."
�	Der der Öffentlichkeit zugängliche Teil des Protokolls über die endgültige Annahme von Rechtsakten des Rates ist in Addendum 1 enthalten.
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